
eine solche Sondergenehmigung zum Befahren des ge­
sperrten Straßenabschnittes nicht besaß, hat er beim 
Einfahren in diesen Straßenabschnitt auch nicht die ihm 
obliegende erhöhte Sorgfalt beachtet. Das hat das Be­
zirksgericht nicht erkannt und fehlerhaft das Verhalten 
des Motorradfahrers nur als mitursächlich für die schäd­
lichen Folgen angesehen, während er auf Grund des 
festgestellten Sachverhalts allein die Ursache für den 
Verkehrsunfall und seine Folgen gesetzt hat. Der Un­
fall beruht daher nicht auf schuldhaften Verstößen des 
Angeklagten gegen die Straßenverkehrsordnung, so daß 
der Tatbestand des § 230 StBG nicht erfüllt ist. Das Be­
zirksgericht hätte deshalb auf die Berufung das Urteil 
des Kreisgerichts im Wege der Selbstentscheidung ab­
ändern und den Angeklagten gemäß § 221 Ziff. 1 StPO 
freisprechen müssen. Der Freispruch hätte auch gemäß 
§ 271 StPO die Abweisung des vom Vater des Geschä­
digten gestellten Schadenersatzantrags zur Folge haben 
müssen. Nur eine derartige Entscheidung hätte der 
Gerechtigkeit und Gesetzlichkeit entsprochen und wäre 
sowohl für die am Unfall Beteiligten als auch für andere 
Verkehrsteilnehmer entsprechend erzieherisch wirksam 
gewesen.
A n m e r k u n g :
Nach dem neuen Strafrecht kann ein Angeklagter nur 
dann wegen einer fahrlässigen Körperverletzung straf­
rechtlich zur Verantwortung gezogen werden, wenn er 
bewußt die ihm obliegenden Pflichten verletzt oder bei 
unbewußter Pflichtverletzung sich zur Zeit der Tat in­
folge verantwortungsloser Gleichgültigkeit seine Pflich­
ten nicht bewußt gemacht bzw. sich aus disziplinloser 
Einstellung an die Nichterfüllung seiner Pflichten ge­
wöhnt hat (§ 8 Abs. 1 und 2 StGB).
Vgl. dazu auch Felfe, „Die strafrechtliche Relevanz der 
Fahrlässigkeit bei unbewußter Pflichtverletzung im 
Straßenverkehr“, NJ 1967 S. 401. D. Red.

Zivilrecht
§536 BGB; § 93 ZPO.
1. Der Mieter kann vom Vermieter verlangen, daß die­
ser alles tut, damit in der Wohnung keine Schäden ent­
stehen (hier: Wasserschäden infolge eines defekten 
Daches).
2. Erkennt der Vermieter den Klageanspruch des Mie­
ters auf Beseitigung und Verhinderung von Schäden an 
der Wohnung sofort an, dann ist die für die Kosten­
entscheidung maßgebliche Frage, ob er durch sein Ver­
halten Veranlassung zur Klageerhebung gegeben hat, 
zu verneinen, wenn er nachweist, daß er sich intensiv 
um die Behebung der Schäden bemüht hat, jedoch man­
gels Baukapazität keine Reparatur durchführen lassen 
konnte und auch eine provisorische Reparatur mit ver­
tretbarem Kostenaufwand nicht möglich war, und daß 
er den Mieter über die Hinderungsgründe ausreichend 
informiert hat.
OG, Urt. vom 18. Juli 1967 - 2 Zz 15/67.
Die Klägerin ist Mieterin einer lV2-Zimmer-Wohnung 
in einem Hause, das vom Verklagten verwaltet wird. 
Sie hat Klage erhoben und vorgetragen, seit Sommer 
1963 regne es in die Wohnung, weil das Dach defekt sei. 
Es hätten sich überall übelriechende Stockflecke gebil­
det. Sie habe sich wiederholt darum bemüht, daß der 
Verklagte die erforderlichen Arbeiten ausführen lasse. 
Da er das nicht tue, hat sie beantragt, den Verklagten 
zu verurteilen, diejenigen Arbeiten ausführen zu las­
sen, die erforderlich sind, um das Entstehen weiterer 
Wasserschäden in der Wohnung der Klägerin zu ver­
hindern.
Der Verklagte hat den Klageanspruch unter Verwah­
rung gegen die Kosten anerkannt und vorgetragen, daß 
die Schäden ihm erst im März 1965 von der Klägerin 
gemeldet worden seien. Im April 1965 habe er darauf

geantwortet. Er habe sich laufend um die Schadens­
beseitigung bemüht. Dabei habe sich herausgestellt, daß 
eine Reparatur der Dachrinnen nicht mehr möglich sei 
und der Schaden nur durch Anbringen neuer Dachrin­
nen beseitigt werden könne. Gleichzeitig müßten die 
Dachhaut und die Schornsteinköpfe instand gesetzt wer­
den, dgl. die Oberlichter. Da diese Arbeiten für 1965 
nicht geplant gewesen seien, hätten weder Mittel noch 
Baukapazitäten zur Verfügung gestanden. Versuche, im 
Jahre 1966 einen Betrieb für die Arbeiten zu gewinnen, 
seien ergebnislos verlaufen, so daß jetzt beim Rat des 
Stadtbezirks Baukapazität beantragt sei. Über seine Be­
mühungen sei die Klägerin regelmäßig informiert 
worden, so daß die Klageerhebung als mutwillig anzu­
sehen sei und sie die Kosten trage müsse.
Das Stadtbezirksgericht hat den Verklagten anerkennt­
nisgemäß verurteilt und die Kosten des Verfahrens der 
Klägerin auferlegt.
Gegen die Kostenentscheidung dieses Urteils richtet sich 
der Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Ge­
richts, der Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n ;
Das Stadtbezirksgericht geht bei der Kostenentschei­
dung im wesentlichen davon aus, daß der Verklagte 
durch sein Verhalten keinen Anlaß zur Klageerhebung 
gegeben hat. Es begründet seine Auffassung mit der 
Feststellung, der Verklagte habe alles in seiner Macht 
Stehende getan, Baubetriebe zu finden, die die Arbeiten 
ausführen könnten. Es handele sich um komplexe In­
standsetzungen, die der Aufnahme in die Planung be­
dürften. Der Verklagte sei kein „Planungsbevollmäch­
tigter“, deshalb könne ihm die fehlende Baukapazität 
nicht zur Last gelegt werden. Da der Verklagte selbst 
an der Durchführung der Reparaturarbeiten interessiert 
und dazu bereit sei, habe er keine Veranlassung zur 
Klage gegeben und könne nicht mit den Kosten be­
lastet werden.
Zutreffend weist der Kassationsantrag darauf hin, daß 
die Überlegungen und Prüfungen des Stadtbezirks­
gerichts noch nicht ausreichen, die getroffene Kostenent­
scheidung zu rechtfertigen.
Es ist grundsätzlich davon auszugehen, daß die Kläge­
rin gemäß § 536 BGB berechtigt ist, vom Verklagten zu 
verlangen, daß er dafür Sorge zu tragen hat, daß in der 
gemieteten Wohnung keine weiteren Wasserschäden 
entstehen. Darüber besteht zwischen den Parteien auch 
Einigkeit. Das findet seinen sinnfälligsten Ausdruck in 
der sofortigen Anerkennung des Anspruchs der Klägerin 
durch den Verklagten.
Der Verklagte hat eingewandt, die erforderlichen Ar­
beiten wären für 1965 nicht geplant gewesen, so daß 
weder ausreichende Mittel noch Baukapazität zur Ver­
fügung gestanden hätten. Darauf kann es jedoch in die­
sem Fall nicht entscheidend ankommen, da es dem Ver­
klagten bei ordnungsmäßiger Verwaltung möglich ge­
wesen wäre, darauf Einfluß zu nehmen, daß entspre­
chende Mittel mit in den Plan aufgenommen wurden. 
Ausschlaggebend für die Beantwortung der Frage, ob 
der Verklagte Anlaß zur Klageerhebung gegeben hat, ist 
vielmehr, ob es dem Verklagten trotz aller Anstrengun­
gen nicht gelungen wäre, die notwendige Baukapazität 
für die Durchführung der Reparaturen zu bekommen, und 
ob er der Klägerin genügend über den Mißerfolg seiner 
Bemühungen Nachricht gegeben hat. Wie sich aus den 
Prozeßakten ergibt, hat sich der Verklagte mit Schrei­
ben vom 17. Juni 1966 und 21. Juli 1966 an den VEB 
Ausbau gewandt, um diesen für die Übernahme der 
notwendigen Dacharbeiten zu gewinnen. Dieser hat mit 
Schreiben vom 2. August 1966 die Übernahme des Auf­
trags abgelehnt. Daraufhin beantragte der Verklagte 
am 9. September 1966 beim Rat des Stadtbezirks die 
Bereitstellung von Baukapazität für 1967.
Ob sich der Verklagte auch noch an andere in Betracht
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